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6. Für Langzeitarbeitslose ohne be­
ruflichen Abschluß sollen Weiter­
bild ungsmaßnahmen angeboten 
werden, die auch durch modular 
gestaltete Lehrgänge die Zertifizie­
rung erworbener Qualifikationen 
selbst bei vorzeitiger Beendigung 
der Maßnahme gestatten. Insbe­
sondere sollten auch betriebliche 
Einzelumschulungsmaßnahmen 
unter verstärkter Einbeziehung von 
Klein- und Mittelbetrieben durch­
geführt werden. 

7. Für Problemgruppen, wie z. B. 
Schwerstvermittelbare oder Lern­
ungewohnte ohne beruflichen Ab­
schluß, sollen verstärkt auch auf ei­
nen Abschluß bezogene Maßnah­
men angeboten werden. Für diese 
Problemgruppen sollten je nach 
Bedarf berücksichtigt werden: 
- zusätzliche Zeiten für die Vor-

und Nachbereitung, 
- praxisorientiertes Lernen, 
- sozialpädagogische Begleitung, 
- Lernberatung sowie Stütz- und 

Förderangebote und 
- zielgruppenpädagogisch vorge­

bildete Lehrkräfte. 

Unter dem Aspekt des Erfolges 
sind die höheren Aufwendungen 
für solche Maßnahmen, die z. B. in 
Modellversuchen erprobt wurden, 
wirtschaftlich vertretbar. 

8. Die Möglichkeiten der Kinder­
betreuung müssen erweitert wer­
den, um Betroffenen die kontinuier­
liche Teilnahme an Weiterbil­
dungsmaßnahmen zu gewährlei­
sten. Dieses bezieht sich vor allem 
auch auf die Öffnungszeiten der 
Kinderbetreuungseinrichtungen. 

9. Für eine erfolgreiche Weiterbil­
dungsteilnahme ist eine finanzielle 
Förderung der Lernenden sicher­
zustellen. Dies gilt insbesondere 
für die Teilnehmer an Langzeitmaß­
nahmen, an deren Motivation und 
Durchhaltevermögen besonders ho­
he Anforderungen gestellt werden. 

Anmerkungen 

') Entwicklung der Langzeitarbeitslosigkeit: 
Von 1980 (106 140 = 12,9 Prozent) bis 1988 
(684 670 = 32,6 Prozent) stieg die Anzahl der 
Langzeitarbeitslosen nahezu kontinuierlich an; 
1989 sank die Anzahl der Langzeitarbeitslosen 
(591 306 = 31,4 Prozent). An diesem Rückgang 
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waren in erster Linie die Arbeitslosen beteiligt, 
die 1 bis unter 2 Jahre ohne Beschäftigung wa­
ren (1988: 337 410 = 16,1 Prozent; 1989: 276 809 = 
14,7 Prozent). Die Anzahl der Langzeitarbeitslo­
sen, die 2 Jahre und mehr ohne Beschäftigung 
waren, sank dagegen nur von 347 260 = 16,5 
Prozent (1988) auf 314 497 = 16,7 Prozent (1989). 
(Vgl. Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt 
für Arbeit, ANBA, 511990, S. 725f). 

2) Diese Definition wird in den Arbeitsverwaltun­
gen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge­
meinschaft e inheitlich verwendet. 

3) Entwicklung der Eintritte von Langzeitarbeits­
losen in berufliche Bildungsmaßnahmen: 
Von 1981 (17 900) bis 1986 (86 708) stieg die An­
zahl der Langzeitarbeitslosen, die in eine Maß­
nahme der beruflichen Fortbildung, Umschu­
lung und Einarbeitung eintraten, stark an; seit 
1987 (78 362; 1989: 56 908) ist die Anzahl der Ein­
tritte rückläufig. Von Januar bis Mai 1990 traten 
24 740 Langzeitarbeitslose in eine Bildungsmaß-

nahme ein. Der Anteil der Eintritte von Langzeit­
arbeitslosen in Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung (Fortbildung, Umschulung, Einar­
beitung) gemessen an den Eintritten Arbeitslo­
ser steigt von 1981 (13,6 Prozent) bis 1985 (25,4 
Prozent); seit 1986 (24,8 Prozent) sank d ieser An­
teil bis auf 20,7 Prozent (1989); für Januar bis Mai 
1990 beträgt er 16,0 Prozent. (Quelle: Bundesan­
stalt für Arbeit, Statistik, Ilb3 - 4401, 1990, und 
Amtliche Nachrichten der Bundesanstalt für Ar­
beit, ANBA, 7 I 1990, S. 1087 und 1090). 

4) Diese Ergebnisse werden laufend in einer eige­
nen Reihe des Bundesinstituts für Berufsbildung 
veröffentlicht. Die Reihe umfaßt derzeit 40 Pra­
xisberichte, weitere sind in Vorbereitung. Sie 
können bei der Abteilung 4.2 des Bundesinsti­
tuts angefordert werden. Darüber hinaus vgl.: 
Empfehlungen zur Planung und Durchführung 
abschlußbezogener Maßnahmen der berufli­
chen Weiterbildung für besondere Adressaten­
gruppen, in: Berufsbildung in Wissenschaft und 
Praxis, 18. Jg, (1989), H. 3, S. 40-41. 

Bericht des Arbeitsausschusses zur Einführung 
der Berufsbildung Ver- und Entsorger I in in den 
neuen Bundesländern 

Seit 9. November 1989 fanden auf unterschiedlichen Ebenen Kontakte zwischen dem 
Land Niedersachsen und Einrichtungen der Wasserwirtschaft in der ehemaligen DDR 
statt, insbesondere mit Institutionen aus Sachsen-Anhalt. Wegen des großen Interesses 
der dortigen Wasserversorgungs- und Abwasserbehandlungsbetriebe führte die zustän­
dige Stelle für die Berufsbildung "Ver- und Entsorger I in" beim Niedersächsischen Lan­
desamt für Wasser und Abfall, Bildesheim, im Frühjahr 1990 zwei Informationsveranstal­
tungen in Magdeburg und Klink über die Berufsbildung in der Ver- und Entsorgung 
durch. 

Gründung des Arbeitsausschusses 
zur Einführung der Berufsbildung 
Ver- und Entsorger I in in den neu­
en Bundesländern 
Im Mai 1990 beauftragte die Ar­
beitsgruppe Weiterbildung im Rah­
men des Regionalausschusses Nie­
dersachsen I Sachsen-Anhalt das 
Niedersächsische Landesamt für 
Wasser und Abfall , Hildesheim, 
und das Institut für Weiterbildung 
Wasser und Umwelt, Magdeburg, 
mit der Bildung eines Arbeitsaus­
schusses zur Einführung der Be­
rufsbildung Ver- und Entsorger I in 
in den neuen Bundesländern. Be­
reits am 19. Juni 1990 nahmen die 
Mitglieder des Arbeitsausschusses 
ihre Arbeit auf. 

Dem Ausschuß gehören an: 
- Bundesinstitut für Berufsbil­

dung, Berlin 
- Niedersächsisches Landesamt 

für Wasser und Abfall, Hildes­
heim 

- Abwassertechnische Vereini-
gung (ATV) 

- Institut für Weiterbildung Was­
ser und Umwelt, Magdeburg 
(IWWU) 

- Neubrandenburger Wasser AG 
- Nordthüringer Wasser- und Ab-

wasser GmbH, Weimar 
- Magdeburger Abwasser- und 

Wasser GmbH (MAWAG). 

Der Ausschuß sah seine vordring­
lichste Aufgabe darin, die Berufs­
ausbildung Ver- und Entsorger !in 
auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR so rasch wie möglich einzu­
führen . Ziel war die Feststellung 
der Eignung von möglichen Ausbil­
dungsstätten mit vertretbaren Alls­
bildungsbedingungen an verschie­
denen Standorten im gesamten 
Beitrittsgebiet. 

War der Ausschuß noch im Juni 
1990 von einem Ausbildungsbeginn 
im August 1991 ausgegangen, ge-
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riet er in seiner Arbeit unter zuneh­
menden Druck, weil der von den 
Verantwortlichen zunächst avisier­
te Ausbildungsstart plötzlich um elf 
Monate auf den l. September 1990 
vorgezogen werden sollte. 

Daher war es außerordentlich 
schwierig, eine sorgfältige Aus­
wahl von geeigneten Ausbildungs­
betrieben in den östlichen Bundes­
ländern zu treffen, da der hierfür 
erforderliche zeitliche Aufwand für 
die Eignungsfeststellung emem 
schnellen Ausbildungsbeginn ent­
gegenstand. Durch die Besichti­
gung und Auswahl der möglichen 
Ausbildungsbetriebe wurde auch 
klargestellt, daß nur eine geringe 
Anzahl von Betrieben die Voraus­
setzungen für eine geordnete und 
zielgerichtete Ausbildung erfüllen 
konnte. Der Ausschuß entschloß 
sich daher, bereits bestehende Bil­
dungseinrichtungen mit einzube­
ziehen. 

Arbeitsergebnisse 
Unter Einbeziehung der geschil­
derten Überlegungen und auf­
grund einer bei den gegebenen 
Voraussetzungen notwendigen in­
tensiven Reisetätigkeit war es mög­
lich, mit insgesamt 48 Auszubilden­
den einen Ausbildungsstart am 
l. September 1990 zu beginnen. 

Seit dem genannten Zeitpunkt wer­
den bei 
- der Neubrandenburger Wasser 

AG 34 Auszubildende 
- der Nordthüringer Wasser- und 

Abwasser GmbH 14 Auszubil­
dende 

in den Fachrichtungen Wasserver­
sorgung und Abwasser für die Ge­
biete Frankfurt/ Oder, Schwerin, 
Potsdam und Rostock sowie Suhl, 
Gera, Halle und Erfurt ausgebil­
det. Die genannten Ausbildungs­
stätten bedienen sich hierbei Ein­
richtungen der Verbundausbil­
dung hinsichtlich von Ausbildungs­
inhalten im Laborbereich bei der 
Rostocker Wasser GmbH bzw. der 
Jenapharm in Weimar. Inhalte des 
dritten Ausbildungsjahres sollen 
nach den zwischenzeitlich zu erfol­
genden Sanierungsmaßnahmen in 
den Wasserwerken und Kläranla­
gen dezentral vermittelt werden. 
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Ausblick 
Mit dem l. 8. 1991 ist geplant, in den 
genannten Ausbildungsstätten in 
Weimar und Neubrandenburg die 
Ausbildung mit einem weiteren 
Auszubildendenjahrgang fortzuset­
zen und in Magdeburg und Chem­
nitz (für die Einzugsbereiche Leip­
zig und Dresden) mit der Ausbil­
dung von Ver- und Entsorgern/ 
Ver- und Entsorgerinnen zu begin­
nen. Dabei ist ebenfalls vorgese­
hen, nicht nur wie bisher, in den 
Fachrichtungen Abwasser und 
Wasserversorgung Ausbildungsan­
gebote zu unterbreiten, sondern 
darüber hinaus Betriebe der Fach­
richtung Abfall zu sondieren, die 
in der Lage sind, die hierfür not­
wendigen Voraussetzungen zu 
schaffen. 

Als "Zuständige Stelle für die Be­
rufsausbildung in der Ver- und Ent­
sorgung'' ist beim Institut für Wei­
terbildung Wasser und Umwelt in 
Magdeburg eine Institution ge­
schaffen worden, die als An­
sprechpartner für Regelungen der 

Ver- und Entsorgerberufsausbil­
dung und Meisterfortbildung für 
den Bereich des öffentlichen Dien­
stes und der gewerblichen Wirt­
schaft in den östlichen Bundeslän­
dern zur Verfügung steht. 

Insgesamt hat die kooperative und 
konstruktive Handlungs- und Ver­
fahrensweise des Arbeitsausschus­
ses zu den positiven Ergebnissen 
maßgebend beigetragen. Die Ar­
beit des Ausschusses wird nun­
mehr von der in Magdeburg einge­
richteten "Zuständigen Stelle" fort­
gesetzt. 

Weiterführende Informationen sind 
zu erhalten bei: 
Marion Krampe 
c / o Bundesinstitut für Berufsbildung 
Fehrbelliner Platz 3 
1000 Berlin 31; 
Rainer Münzer 
c/ o Niedersächsisches Landesamt 
für Wasser und Abfall 
An der Scharlake 39 
3200 Hildesheim 

(Marion Krampe, Rainer Münzer) 

Ausbildung von Behinderten und 
Lernbeeinträchtigten in den neuen Ländern 

In der früheren DDR war das Erlernen eines Ausbildungsberufs an schulische Vorausset­
zungen gebunden. Die meisten Berufe waren f'lir Absolventen der 10. Klasse der poly­
technischen Oberschule vorgesehen und hatten eine Ausbildungsdauer von zwei Jahren, 
einige davon waren f'lir die Berufsausbildung mit Abitur zugelassen. Für 66 Berufe, deren 
Ausbildungsdauer meist drei Jahre betrug, war das Erreichen der 8. Klasse Vorausset­
zung. Für Abgänger ohne Abschlußzeugnis, Lernschwache und Behinderte gab es Teil­
ausbildungen. Diese waren einem Berufsfeld zugeordnet und dauerten i. d. R. eineinhalb 
Jahre. Die Ausbildung wurde durch ein Zeugnis bestätigt, das die Bezeichnung des Teil­
berufs enthielt. 

1989 erhielten in der ehemaligen 
DDR rd. 9 000 Schulabgänger ei­
nen Vertrag für eine Teilausbil­
dung, das sind sieben Prozent aller 
Jugendlichen, die die Ausbildung 
in diesem Jahr begannen (vgl. Ta­
belle) . In früheren Jahren, als in 
der DDR die geburtenstarken Jahr­
gänge ausgebildet wurden und die 
Zahl der regulären Auszubilden­
den sehr hoch war, erreichte diese 
Zahl 18 000, das sind acht Prozent 
aller Neuaufnahmen in die Berufs­
ausbildung. 

Im Jahre 1990 wurden noch 5 400 
neue Verträge für eine Teilausbil­
dung registriert. Dies ergab eine 
Erhebung des Bundesinstituts für 
Berufsbildung und des Zentralinsti­
tuts für Berufsbildung bei den Be­
rufsschulen der neuen Länder zum 
Stichtag 30. September 1990. Dar­
über hinaus wurden 962 Verträge 
gemeldet, die nach § 48 BBiG bzw. 
§ 42b Hwü abgeschlossen wurden. 
Zusammen sind dies 5,2 Prozent al­
ler neuen Verträge. Dieser Wert ist 
sehr hoch. In den alten Ländern 
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